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Fürstentum 
Liechtenstein 

Amtliche Kundmachungen 

Wahl der Gemeindevertretung 
Die Fürstliche Regierung setzt hiermit die Wahl des Gemeindevorstehers und der Mitglie­
der des Gemeinderates auf 

Sonntag, 2. Februar 2003,10.00 bis 12.00 Uhr, 

mit Gelegenheit zur Stimmabgabe am 

Freitag, 31. Januar 2003,17.00 bzw. 18.00 bis 20.00 Uhr 

in den von den Gemeinden zu bestimmenden Wahllokalen fest. 

Stimmpflicht, Entschuldigungsgründe 

1. Die Teilnahme an der Wahl ist Bürgerpflicht. 
2. Entschuldigungsgründe wegen Nicht-Teilnahme an der Wahl sind; 

a) Landesabwesenheit; 
b) Krankheit oder Gebrechlichkeit; 
c) schwere Krankheit oder Todesfall in der Familie. 

Die Entschuldigungsgründe sind spätestens vier Tage nach der Wahl beim Gemeindevor­
steher schriftlich oder mündlich anzubringen. 

Stimmregister und Stimmkarte 

Zur Teilnahme an der Wahl ist nur berechtigt, wer  rechtskräftig im Stimmregister eingetra­
gen ist. Die Ausübung des'Stimm- und Wahlrechts ist nur möglich gegen Abgabe der von 
der Gemeindevorstehung ausgestellten und für diese Wahl gekennzeichneten Stimmkarte. 
Im Stimmregister nicht aufgeführte Personen dürfen von der Wahlkommission zur Stimm­
abgabe zugelassen werden, wenn sich herausstellt, dass die betreffende Person offensicht­
lich nur aus Versehen nicht ins Register aufgenommen worden ist. Gegen einen ablehnen­
den Entscheid der Kommission ist kein Rechtsmittel zulässig. 

Stimmzettel für die Wahl der Gemeindevertretung 

Zur Vornahme der Wahl dürfen nur amtliche Stimmzettel verwendet werden. Diese tragen 
zur Kennzeichnung die Bezeichnung «Amtlicher Stimmzettel» und den Amtsstempel und 
haben die Kandidaten in der von den einzelnen Wählerqruppen eingereichten Reihenfolge 
mit genügender Adressangabe zu enthalten. An den Kopf des Stimmzettels ist der Name der 
betreffenden Wählergruppe zu setzen. Nicht amtlich vorgedruckte Stimmzettel sind ungültig. 
In den Wahlzellen sind für jede Wahlliste genügend amtliche Stimmzettel aufzulegen. 

Wahlvorgang 

Der Stimmberechtigte hat beim Betreten des Wahllokals und noch vor Eintritt in die Wahl­
zelle seine Stimmkarte der Wahlkommission vorzulegen, worauf  er die Stimmkuverts aus­
gehändigt erhält. 
Mi t  den Stimmkuverts hat sich der Stimmberechtigte in die Wahlzelle zu begeben. Die 
Stimmkarte ist hernach der Kommission abzugeben und der im Stimmkuvert eingelegte 
amtliche Stimmzettel in die betreffende Urne zu legen. Nicht in einem Kuvert eingelegte 
Stimmzettel sind zurückzuweisen. 
Wegen körperlicher Gebrechen behinderte Wähler können mit  Bewilligung der Wahlkom­
mission eine Vertrauensperson zur Mithilfe in die Wahlzelle mitnehmen. 
Dem Wähler ist es gestattet, am amtlichen Stimmzettel Streichungen oder Änderungen 
vorzunehmen, aber nur unter den in den Artikeln 51 bis 53 des Volksrechtegesetzes ent­
haltenen Einschränkungen. 
Die. Stimme kann nur für solche Kandidaten abgegeben werden, welche auf einem gülti­
gen Wahlvorschlag (Wahlliste) stehen. . 

Strafbestimmungen 

Strafgesetzbuch, LGBl. 1998 Nr. 37  

, § 2 6 1  
Geltungsbereich 

1) Die Bestimmungen dieses Abschnitts gelten für die Durchführung von Wahlen und 
Ab-stimmungen in öffentlichen Angelegenheiten. 

2) Einer Wahl oder Abstimmung steht das Unterschreiben eines Wahlvorschlags oder das 
Verfahren bei Referendum, Initiative, Landtagseinberufung oder Landtagsauflösung gleich. 

§ 262 
Wahlbehinderung 

1) Wer einen anderen mit Gewalt oder durch gefährliche Drohung nötigt oder hindert, 
überhaupt oder in einem bestimmten Sinn zu wählen oder zu stimmen, ist mit Freiheits­
strafe bis zu einem Jahr, unter den Voraussetzungen des § 106'jedoch mit den dor t  
bezeichneten Strafen zu bestrafen. 

2) Wer einen anderen auf andere Weise als durch Nötigung an der Ausübung seines 
Wahl- oder Stimmrechts hindert, ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit  
Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

§ 263 
Täuschung bei einer Wahl oder Abstimmung 

1) Wer durch Täuschung über Tatsachen bewirkt oder zu bewirken versucht, dass ein 
anderer bei der Stimmabgabe über den Inhalt seiner Erklärung irrt oder gegen seinen Wi l ­
len eine ungültige- Stimme abgibt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit  
Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

2) Ebenso ist zu bestrafen, wer durch Täuschung über einen die Durchführung der Wahl  
oder Abstimmung betreffenden Umstand bewirkt oder zu bewirken versucht, dass ein 
anderer die Stimmabgabe unterlässt. 

§ 264 
Verbreitung falscher Nachrichten bei einer Wahl oder Abstimmung 

1) Wer öffentlich eine falsche Nachricht über einen Umstand, der geeignet ist, Wahl­
oder Stimmberechtigte von der Stimmabgabe abzuhalten oder zur Ausübung des Wahl-
odör Stimmrechts in einem bestimmten Sinn zu veranlassen, zu einer Zeit verbreitet, da 

, eine Gegenäusserung nicht mehr wirksam verbreitet werden kann, ist mit Freiheitsstrafe 
bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

2) Wer sich dabei einer falschen oder verfälschten Urkunde bedient, um die falsche Nach­
richt glaubwürdig erscheinen zu lassen, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

§ 2 6 5  
Bestechung bei einer Wahl oder Abstimmung 

1) Wer einem Wahl- oder Stimmberechtigten ein Entgelt anbietet, verspricht oder 
gewährt, damit er in einem bestimmten Sinn oder damit er nicht oder nicht in einem 
bestimmten Sinn wähle oder stimme, ist mit  Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu bestrafen. 

2) Ebenso ist ein Wahl- oder Stimmberechtigter zu bestrafen, der dafür, dass er in einem 
bestimmten Sinn, oder dafür, dass er nicht oder nicht in einem bestimmten Sinn wähle 
oder stimme, ein Entgelt fordert, annimmt oder sich versprechen lässt. 

§ 266 
Fälschung bei einer Wahl oder Abstimmung 

1) Wer, ohne wähl- oder stimmberechtigt zu sein oder sonst unzulässigerweise wähl t  
oder stimmt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 
Tagessätzen zu bestrafen. 

2) Wer das Ergebnis einer Wahl oder Abstimmung fälscht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu 
drei Jahren zu bestrafen. 

§ 2 6 7  
Verhinderung einer Wahl oder Abstimmung 

Wer mit  Gewalt oder durch gefährliche Drohung eine Wahl, eine Abstimmung oder 
die Feststellung oder Verkündung ihrer Ergebnisse verhindert oder absichtlich stört, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

§ 2 6 8  
Verletzung des Wahl- oder Abstimmungsgeheimnisses 

Wer einer dem Schutz des Wahl- oder Abstimmungsgeheimnisses dienenden Vorschrift 
in der Absicht zuwiderhandelt, sich oder einem anderen Kenntnis davon zu verschaffen, 
wie jemand gewählt oder gestimmt hat, ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder 
mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

Volksrechtegesetz, LGBI. 1973 Nr. 50 
2) Wer  unentschuldigt oder ohne gesetzlichen Grund einer Wahl oder Abstimmung 

fernbleibt, kann vom Gemeindevorsteher mit einer Ordnungsbusse bis zu 20 Franken 
belegt werden. 

Vaduz, 5. November 2002 
RA 2002/2765-1012 

gez. Otmar Hasler 
Regierungschef 
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für die Gemeindewahlen 2003 
Für die bevorstehende Wahl der Gemeindevorsteher und Gemeinderäte für die Amtsdauer 
2003 bis 2007 am Freitag, 3T. Januar 2003, und Sonntag, 2. Februar 2003, haben sich die 
Gemsindevorstehungen zu vergewissern, dass die Stimmregister bereinigt und nachge­
führt sfnd. Zu diesem Zwecke ist das Stimmregister vom Mittwoch, 18. Dezember 2002 bis 
Freitag, 20. Dezember 2002 einschliesslich, öffentlich zur Einsicht aufzulegen. 
Innerhalb der Auflagefrist kann wegen Nichtaufnahme vermeintlich Stimmberechtigter 
oder wegen Aufnahme von vermeintlich Nicht-Stimmberechtigten bei der Gemeindevor­
stehung schriftlich oder mündlich Einsprache erhoben werden. Die Gemeindevorstehung 
entscheidet unverzüglich. 
Die Wahlkommission hat bis zum Beginn der Stimmabgabe für Stimmberechtigte, deren 
Eintragung offensichtlich übersehen oder aufgrund der erst vor kurzem erfolgten Einbür­
gerung noch nicht vorgenommen wurde, die Aufnahme in das Stimmregister anzuordnen. 
Entscheidungen der Gemeindevorstehung, die auf Streichung eines im Stimmregister Ein­
getragenen Tauten oder ein Begehren um Aufnahme, in das Stimmregister abweisen, kön­
nen von den Betroffenen binnen drei Tagen ab Zustellung bei der Regierung angefochten 
werden. Die Regierung entscheidet unverzüglich. 
Aktiv und passiv stimm- und wahlberechtigt sind alle liechtensteinischen Landesangehö­
rigen, die das 18. Lebensjahr vollendet und seit einem Monat vor der Wahl im Lande 
ordentlichen Wohnsitz (Art. 32 ff PGR) haben. Das Wahl- und Stimmrecht kann nur in der 
Gemeinde ausgeübt werden, in der man seinen Wohnsitz hat. 
Personen, die sich zum Besuch einer Lehranstalt oder zu zeitweiliger Arbeit, wie Saisonarbeit, 
im Ausland aufhalten oder vorübergehend in einer ausländischen Heilanstalt untergebracht 
sind, behalten, wenn sie die übrigen Voraussetzungen erfüllen, ihr Stimmrecht bei. 

Vom Stimmrecht ist ausgeschlossen; 
a) wer  kraft Gesetzes oder rechtskräftiger gerichtlicher Verurteilung im Stimmrecht einge­

stellt ist; 
b) wer unter Vormundschaft steht, ausgenommen die Bevormundung auf eigenes Begehren; 
c) w e f  während einer Wahl oder Abstimmung wegen eines Verbrechens oder eines Ver­

gehens eine Freiheitsstrafe verbüsst; 
d) wer durch behördliche Verfügung in eine Verwahrungs-, Versorgungs- oder Arbeits­

erziehungsanstalt eingewiesen ist, für die Dauer dieser Einweisung. 

Vaduz, 5; November 2002 
RA 2002/2765-1012 

gez. Otmar Hasler 
Regierungschef 
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der erleichterten Stimmabgabe bei den Gemeindewahlen 2003 
Voraussetzungen 

Die erleichterte Stimmabgabe können Stimmberechtigte beanspruchen, denen infolge Krank­
heit oder Gebrechlichkeit die Stimmabgabe im Wahllokal unmöglich oder stark erschwert ist. 
Der Kranke oder Gebrechliche muss sich bei der Stimmabgabe in der Gemeinde, in der er 
stimmberechtigt ist, aufhalten. " 

Anmeldefrist 

Der Stimmberechtigte, der die Wanderurne beanspruchen will, hat bis.Dienstag, 28. Janu­
ar 2003, bei der Gemeindevorstehung zuhanden der Wahlkommission ein entsprechendes 
Gesuch zu stellen, worin er genau anzugeben hat, aus welchem Grunde er die erleichterte 
Stimmabgabe beanspruchen und w o  er aufgesucht werden möchte. 
In dringlichen Fällen, bei denen das Gesuch nicht fristgerecht gestellt werden konnte, kann 
die Regierung über Ansuchen des Stimmberechtigten die Stimmabgabe in die Wanderurne 
bewilligen. 

Zeitpunkt der Stimmabgabe 

Der Stimmberechtigte, dem die erleichterte Stimmabgabe bewilligt wurde, wird am Sonn­
tag, 2. Februar 2003, morgens zwischen 8.30 und 10.00 Uhr, von den Vertretern der 
Wahlkommission an dem von ihm beantragten Orte aufgesucht. Grössere Gemeinden 
haben bei Bedarf die Möglichkeit, zusätzlich am Samstag, 1. Februar 2003, 14.00 bis 
17.00 Uhr, die erleichterte Stimmabgabe durchzuführen. 

Rechtsmittel bei Ablehnung 

Gegen eine Ablehnung des Gesuches durch die Wahlkommission der Gemeinde kann der 
Gesuchsteller schriftlich oder mündlich Beschwerde bei der Regierung führen, die unver­
züglich und endgültig darüber entscheidet. 

Vaduz, 5. November 2002 
RA 2002/2765-1012 

gez. Otmar Hasler 
Regierungschef 
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